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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Ehemalige Preußisdie Staatsbibliothek in Berlin 

Bezug: Kleine Anfrage 165 der Fraktion der DP 
- Drucksadle 1303 - 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister des Innern 
beantworte ich die oben bezeichnete Kleine Anfrage wie folgt; 

Die in der Anfrage erwähnten 250 000 Bücher sind ein Teil der 
1944 etwa 3 iVdllionen Bände umfassenden ehemaligen Preußischen 
Staatsbibliothek. Die Bestände dieser Bibliothek wurden 1944 aus- 
gelagert, ein großer Teil in die später amerikanisch besetzte Zone 
Deutschlands. 

Durch Militärregierungsgesetz Nr. 52 wurden auch die Bestände 
der ehemaligen Preußischen Staatsbibliothek zugunsten der Militär- 
regierung beschlagnahmt. Es gab nach dem Zusammenbruch zunächst 
keine deutsche Stelle, die für die Betreuung der noch vorhandenen 
und geretteten Bestände der Staatsbibliothek zuständig gewesen 
wäre. Dem Land Hessen wurde damals ohne sein Zutun von der 
amerikanischen Militärregierung die Treuhänderschaft über diese 
Bestände übertragen. Es hat im Interesse Gesamtdeutschlands diese 
wichtige Aufgabe unter Schwierigkeiten und Opfern gelost. Die 
Hessische Treuhandverwaltung hat zunächst die auf gefundenen 
Bestände aUs dem Schacht eines Kalibergwerks an der Thüringer 
Grenze geborgen, sie in Marburg auf gestellt und damit für die 
deutsche und internationale Öffentlichkeit wieder nutzbar gemacht. 
Um die sehr umfangreichen Bestände unterzubringen, hat das Land 
Hessen das Gebäude der Universitätsbibliothek in Marburg zur 
Verfügung gestellt, obwohl sich daraus für die Universitätsbibliothek 
und das Staatsarchiv in Marburg manche Unzuträglichkeiten ergeben 
haben. 

Bis 1949 hat Hessen die Kosten der Treuhandverwaltung allein 
getragen und dafür insgesamt 270 000 RM und 180 000 DM auf- 
gewandt. Seit 1949 beteiligen sich die anderen Länder auf Grund 
des Königsteiner Abkommens an der Finanzierung. Jedoch trägt 
Hessen als Sitzland die Hauptlast, nämlich fast 40 Prozent der 
Gesamtaufwendungen. Das Land Hessen allein hat in den Jahren 
1949 bis 1954 insgesamt einen Betrag von 1,2 Millionen DM für 
diesen Zweck aufgebracht. 
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Die Hessische Treuhandverwaltung hat sich nicht darauf beschränkt, 
die geretteten Bibliotheksbestände zu bergen und soweit irgend- 
möglich aufzustellen, sondern hat, gestützt von den andern Ländern 
und der Deutschen Forschungsgemeinschaft, die Bestände durch 
Ergänzung und Vermehrung auf dem Laufenden gehalten. Die sog. 
„Westdeutsche Bibliothek” ist damit zu einem zentralen Instrument 
der deutschen Forschung geworden und umfaßt jetzt 2,1 Millionen 
Bände, Karten und Autographen. Davon sind 250 000 Bände wegen 
des beschränkten Raumes und weil es sich um weniger verlangte 
oder veraltete Werke handelt, zunächst nicht aufgestellt. Diese Bücher 
sind nicht in feuchten Kellergewölben übereinandergeschichtet und 
von Zerstörung bedroht, sondern lagern in Sälen des Marburger 
Schlosses und sind, wenn auch unter gewissen technischen Schwierig- 
keiten, von der Benutzung keineswegs ausgeschlossen. 

Die Bestände der ehemaligen Preußischen Staatsbibliothek gehören 
zum Gesamtkomplex „Preußischer Kulturbesitz”. Sie teilen dessen 
rechtliches Schicksal. 

Das Bundeskabinett hat am 30. März 1955 den Entwurf des „Gesetz 
zur Errichtung der Stiftung , Preußischer Kulturbesitz’ und zur Über- 
tragung von Vermögenswerten des ehemaligen Landes Preußen auf 
die Stiftung” verabschiedet. Dieses Gesetz soll die Rechtsgrundlage 
dafür schaffen, daß die Vermögensrechte an dem ehemals preußi- 
schen Kulturbesitz auf eine rechtsfähige Stiftung des öffentlichen 
Rechts übertragen werden. Diese hat den Zweck, „die ihr über- 
tragenen preußischen Kulturgüter für das deutsche Volk zu bewahren, 
zu pflegen und zu ergänzen, unter Beachtung der Tradition den 
sinnvollen Zusammenhang der Sammlungen zu erhalten und eine 
Auswertung dieses Kulturbesitzes für die Interessen der Allgemein- 
heit in Wissenschaft und Bildung und für den Kulturaustausch 
zwischen den Völkern zu gewährleisten”. 

Für die gestellten Fragen ergibt sich hieraus folgendes: 

L Die 250 000 Bände sind nicht von Zerstörung bedroht, auch 
nicht von der Benutzung ausgeschlossen. 

2. Auf die Verwaltung der Bibliotheksbestände kann der Bund in 
Verbindung mit den Nachfolgeländern und insbesondere mit dem 
Treuhandland Hessen erst Einfluß nehmen, wenn die gesetzliche 
Regelung des „Preußisdien Kulturbesitzes” erfolgt ist. 

3. Die Frage des künftigen Standortes der Bibliotheksbestände 
unterliegt im Zusammenhang mit der Gesamtregelung des preußi- 
schen Kulturbesitzes der Entscheidung des Stiftungsrates, an dem 
der Bund nach dem Gesetzentwurf zusammen mit den Nach- 
folgeländern Preußens beteiligt sein wird. Maßgebend für diese 
Entscheidung werden neben den Unterbringungsmöglichkelten 
die wissenschaftlichen und kulturellen Interessen an einer zen- 
tralen, leicht erreichbaren und ständig auf dem Laufenden gehal- 
tenen Bibliothek sein. 


In Vertretung 
Hartmann 



